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Parteien und Wählergruppen entsprechen dem Wesen des demokratischen 
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lenbesetzungsverfahrens) als unbefriedigend empfindet, z. B. weil die Kandida-
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Das Ende der Corona-Pandemie mag herbeigesehnt werden, vielleicht ist es auch 
absehbar. Trotzdem sind derzeit noch Maßnahmen aktuell, die z. T. eine andere 

Zielrichtung verfolgen als zu Beginn des Infektionsgeschehens. Im Anschluss 
an die bereits erläuterten Begriffe (DVP 2020, S. 194 ff., 2020, S. 238 ff., 2020, 
S. 466 ff.) werden daher hier weitere zentrale Begriffe erläutert, die die öffentliche 
und administrative Debatte bestimmen. 
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